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Prävention im Sozialraum  

Eine Bestandsanalyse in den Hilfen zur Erziehung  

 

Zwischenergebnisse der Befragung von  

Einrichtungen und Diensten 

 

 

Hintergrund und Eckdaten der Erhebung 

Im Zentrum des Forschungsprojekts stehen die Recherche und Sammlung von bestehenden 

Angeboten im Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendhilfe sowie deren Kategorisierung. Dabei soll 

neben den Herausforderungen und Gelingensfaktoren in der Angebotsplanung die Gestaltung 

von Schnittstellen und Kooperationen in den Blick genommen werden. Die quantitative Befra-

gung von Einrichtungen und Diensten bildet den zweiten Erhebungsstrang, mit dem die Ange-

botsstrukturen von niedrigschwelligen, präventiven und/oder sozialraumorientierten Angeboten 

abgebildet werden sollen. Damit wird der Frage nachgegangen, welche Angebote (bereits) 

existieren und welche Merkmale sie aufweisen, wie es um Kooperationen bestellt ist und was 

Einrichtungen und Dienste als förderlich in der Angebotsgestaltung wahrnehmen. 

 

Bei der im April 2020 abgeschlossenen Online-Erhebung wurden insgesamt 88 Angebote von 

76 Einrichtungen und Diensten aus dem Bereich der Kinder- und Jugendhilfe erfasst. Der Zwi-

schenbericht greift eine Teilstichprobe heraus und stellt Angebote von Einrichtungen und 

Diensten in den Fokus, die ihren Leistungsschwerpunkt in den Hilfen zur Erziehung, der Ein-

gliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§§ 27 ff.) oder den Hilfen für 

junge Volljährige (§§ 27 ff. i.V.m. § 41) verortet haben. Während 82,6 % der Fragebogen-Teil-

nehmenden angaben, ihren Leistungsschwerpunkt im Kontext der Hilfen nach §§ 27 - 35a und 

§ 41 einzuordnen, verorteten 17,4 % ihren Leistungsschwerpunkt in den vorgelagerten Leis-

tungsbereichen der Kinder- und Jugendhilfe. Die folgenden Ergebnisse beziehen sich auf ers-

tere Gruppe, die insgesamt 61 Angebote in die Analyse eingebracht hat. Weitere Ergebnisse 

der Bestandsanalyse werden darüber hinaus in der Abschlusspublikation nach Projektende für 

die Fachpraxis veröffentlicht.  

 

Rechtliche Verankerung der eingegebenen Angebote 

 

Betrachtet man die rechtliche Verankerung der Angebote, ergibt sich ein ähnliches Bild zur 

Verteilung der Leistungsschwerpunkte der Einrichtungen und Dienste. So stammt die Mehrheit 

der Angebote aus dem Leistungsspektrum der Hilfen zur Erziehung, der Eingliederungshilfe 

für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§§ 27 ff.) oder den Hilfen für junge Volljährige 

(§§ 27 ff. i.V.m. § 41) (s. Abbildung 1).  
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Abbildung 1: Rechtliche Verankerung der Angebote 

 
N= 61 (Angebote), sonstige Nennungen: § 9 Abs.1 AdVermiG, rechtliche Grundlage auf Basis der Bekanntma-
chung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 28. Juni 2010; Bundeskinderschutzge-
setz, Frühe Hilfen  

 

Die weitere Aufschlüsselung der eingegebenen Angebote aus dem Bereich der erzieherischen 

Hilfen ergibt, dass 38,5 % der Angebote aus dem Bereich der Erziehungsberatung, 35,9 % 

aus dem Bereich der (teil-)stationären Hilfen und 25,6 % aus dem Bereich der ambulanten 

Dienste stammen. Auf den ersten Blick mag es irritieren, dass knapp 70 % der Angebote dem 

Bereich der Hilfen zur Erziehung stammen, wenn der Fokus der Befragung neben der Unter-

suchung von sozialraumorientierten auch auf der Erhebung von niedrigschwelligen und prä-

ventiven Angeboten liegt.  

 

Dieses Ergebnis trifft jedoch den politischen Diskurs, der im Rahmen der SGB VIII-Reform im 

Zusammenhang mit dem Ausbau von niedrigschwelligen, präventiven und sozialraumorientier-

ten Angeboten geführt wird. Denn ebenso für die Hilfen zur Erziehung stellt sich die Frage, wie 

Hürden abgebaut und die Inanspruchnahme vereinfacht sowie die lebensweltliche Anschluss-

fähigkeit der Hilfen noch besser gestaltet werden kann, um frühzeitig(er) zu wirken. So wurde 

in der Arbeitsgruppe „SGB VIII: Mitreden – Mitgestalten“ bspw. betont, dass „die Öffnung des 

Sozialraumes beziehungsweise sozialräumliche Angebote für alle jungen Menschen und Fa-

milien [...] ebenso die Perspektive beinhalten [müssen], dass intensive Einzelfallhilfen sich für 

den Sozialraum öffnen“ (Hagen & Kästorf, 2020, S. 93). Nicht zuletzt betrifft das ebenfalls die 

Frage nach einer Pauschalfinanzierung für ambulante Dienste und die Loslösung der Leistung 

von einer Antragstellung. Daran anknüpfend stellt die wissenschaftliche Begleitung des Dia-

logprozesses grundsätzlich heraus, dass aufgrund von Schwellenängsten „insbesondere El-

tern, die aufgrund ihrer psychosozialen Situation eine Stigmatisierung befürchten, wie etwa El-

tern mit einer Abhängigkeitserkrankung oder auch Adressatinnen und Adressaten, die aus ih-

rer Sicht negative Erfahrungen mit hochschwelligen Hilfeformen gemacht haben“, direkt zu-

gängliche Hilfeformen vorziehen (vgl. BMFSFJ, 2020a, S. 112). 

 

Deutlich wird im Fachdiskurs jedoch auch, dass Einzelfallhilfen und infrastrukturelle Leistun-

gen nicht gegeneinander ausgespielt werden dürfen und subjektive Rechtsansprüche und 

Strukturprinzipen des SGB VIII bestehen bleiben müssen (vgl. Arbeitsgemeinschaft für Kinder- 
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und Jugendhilfe (AGJ), 2019; Bundesverband katholischer Einrichtungen und Dienste der Er-

ziehungshilfe e.V. (BVkE), 2019).  

 

Vor diesem Hintergrund hat die Bestandsanalyse Angebote erhoben, die aus Sicht der Fach-

praxis bestimmte niedrigschwellige, präventive und/oder sozialraumorientierte Merkmale auf-

weisen. In diesem Zusammenhang deuten die Ergebnisse darauf hin, dass diese Merkmale 

nicht vorrangig an der rechtlichen Verankerung festgemacht werden, sondern vielmehr als Ei-

genschaften von Angeboten verstanden werden. Diese können in „klassisch“ niedrigschwelli-

gen Angebotsformen wie der offenen Kinder- und Jugendarbeit oder im Rahmen der Familien-

bildung zum Tragen kommen, aber auch in Angebotsformen wie der sozialen Gruppenarbeit 

oder in Einzelfallhilfen, bspw. der sozialpädagogischen Familienhilfe. Die Ergebnisse sprechen 

zudem dafür, dass sich ambulante und (teil-)stationäre Erziehungshilfen als Teil einer nied-

rigschwelligen, präventiven und sozialraumorientierten Infrastruktur sehen. Diese Befunde 

sind anschlussfähig an das Fachkonzept der Sozialraumorientierung: Es stellt einen arbeits-

feldübergreifenden Handlungsrahmen dar, dessen Prinzipien genauso in der stationären Al-

tenhilfe, der Wohnungslosenhilfe, in Krankenhäusern sowie in den Hilfen zur Erziehung u.v.m. 

umgesetzt werden können (vgl. Wössner, 2020). Entsprechend wird bei mehr als der Hälfte 

der Angebote (56,6 %) angeführt, dass das Fachkonzept der Sozialraumorientierung hand-

lungsleitend war. Dies ist auch für die Mehrheit der eingegebenen Angebote aus dem Bereich 

der (teil-)stationären Hilfen, ambulanten Dienste sowie der Erziehungsberatung der Fall (s. Ab-

bildung 2). 

 

 

Abbildung 2: War das Fachkonzept der Sozialraumorientierung handlungsleitend für 
das betreffende Angebot? 

 
N= 30 (Angebote), für die diese Information vorliegt.  
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Wie steht es um die Niedrigschwelligkeit? 

 

Ein zentraler Handlungsbedarf wird im Rahmen des Dia-

logprozesses zur SGB VIII-Reform hinsichtlich der Stär-

kung von niedrigschwelligen Zugängen, insbesondere für 

schwer erreichbare Zielgruppen, formuliert (vgl. BMFSFJ 

2020a, S. 36). Ein Ausbau von niedrigschwelligen ambu-

lanten Hilfezugängen und -angeboten wird auch von der 

Mehrheit der im Rahmen der wissenschaftlichen Begleit-

forschung befragten Fachkräfte befürwortet (vgl. ebd., S. 

113). In Anknüpfung an diesen Diskurs zielt die Be-

standsanalyse u. a. darauf ab, die Teilaspekte von Nied-

rigschwelligkeit abzubilden, die sich nicht nur über den Abbau formaler Zugangshürden realisie-

ren (vgl. hierzu auch AGJ, 2019, S. 3).  

 

Abbildung 3 zeigt, unter welchen Gesichtspunkten Niedrigschwelligkeit erfasst wurde und wel-

che Ausprägung die einzelnen Facetten auf einer Skala von 0 „trifft überhaupt nicht zu“ bis 

100 „trifft voll und ganz zu“ bei den untersuchten Angeboten aufweisen. Die erhobenen As-

pekte bilden die zentralen zugangsfördernden Kriterien ab, die auf Grundlage der vorangegan-

genen Expert_innen-Interviews identifiziert wurden.  

 

 

Abbildung 3: Im folgenden Abschnitt sind Beispiele aufgelistet, an denen man das 
Merkmal Niedrigschwelligkeit erkennen könnte. Bitte geben Sie an, inwiefern die folgen-

den Aussagen auf Ihr Angebot zutreffen.  

 
Mittelwerte der Ausprägungen der Skalenwerte auf einer Skala von 0 bis 100 für die jeweiligen Nennungsmöglich-
keiten 

 

 
Abgesehen von der Aussage, die Mitarbeitenden des Angebots seien im Sozialraum regelmä-

ßig unterwegs und könnten auch außerhalb des Angebots/in anderen Zusammenhängen an-

gesprochen werden („Mitarbeitende regelmäßig im Sozialraum“), sind die hier erhobenen 

Merkmale auf einem hohen Niveau ausgeprägt, insbesondere die Kostenfreiheit der Ange-

botsnutzung trifft häufig zu. Ebenso niedrigschwellig sind weitere formale Aspekte wie die an 

die Adressat_innen angepassten Zeiten der Angebotsdurchführung. Indifferent bzw. mit 
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Entwicklungspotential zeigt sich das vorbenannte Kriterium des aufsuchenden Charakters ei-

nes Angebots. Dieses greift den Gedanken auf, dass jenseits struktureller Aspekte auch Per-

sonen zu „Schwellensenker_innen“ werden können, wenn diese sichtbar und greifbar im Sozi-

alraum anwesend sind und auch in anderen Zusammenhängen außerhalb eines bestimmten 

Angebots angesprochen werden können. In den Expert_innen-Interviews wurde dies als für 

die Adressat_innen vertrauensbildend und Angst abbauend beschrieben, sodass präsente Mit-

arbeitende zum Beispiel Übergänge oder Vermittlungen zu anderen Angeboten erleichtern 

können. 

 
Vor dem Hintergrund der eingegebenen Angebote, von denen auch einige aus dem Bereich 

der (teil-)stationären Hilfen und dem Bereich der ambulanten Dienste stammen, erscheint die 

mit einem Mittelwert von 69,7 recht hohe Ausprägung der formalen Niedrigschwelligkeit – Fra-

gelaut: „Das Angebot kann unverbindlich und ohne Verwaltungsaufwand von den Adressat_in-

nen in Anspruch genommen werden (keine Anmeldemodalitäten, kein Antrag, keine Vorlage 

von Bescheinigungen)“ – zunächst überraschend. Mit differenziertem Blick auf die erfassten 

Hilfeformen wird allerdings deutlich, dass dieser Wert durch den hohen Anteil an Angeboten 

der Erziehungsberatung zustande kommt. So weisen Angebote der Erziehungsberatung einen 

Wert von 92,0, Angebote der ambulanten Dienste einen eher „indifferenten“ Wert von 51,7 

(einzuordnen zwischen „trifft eher nicht zu“ und „trifft eher zu“) und (teil-)stationäre Hilfen einen 

Wert von 34,3 (einzuordnen zwischen „trifft größtenteils nicht zu“ und „trifft eher nicht zu“) auf. 

Obgleich die letzten beiden Werte aus Sicht der Befragten auf einem niedrigeren Niveau sind, 

deuten die Werte darauf hin, dass diesen Bereichen dennoch ein gewisses Maß an formaler 

Niedrigschwelligkeit zugeschrieben wird. Sie wird möglicherweise über Teilaspekte der Ange-

bote realisiert, beispielsweise, wenn Adressat_innen bei einer Antragsstellung unterstützt wer-

den oder eine Antragstellung an einem vertrauten Ort, etwa in der Schule, stattfinden kann. 

Dennoch beschreiben die Ergebnisse Durchschnittswerte und sind in den Kategorien „ambu-

lante Dienste“ sowie „(teil-)stationäre Hilfen“ verschiedene Angebotsformen zusammenge-

fasst, die sich in ihrer konkreten Ausgestaltung, was gleichermaßen die Umsetzung von Nied-

rigschwelligkeit betrifft, voneinander unterscheiden. 

 

Fazit 

 

Eine der zentralen Fragen im Hinblick auf die politisch und fachlich erwünschte, flächende-

ckende Implementierung einer sozialräumlichen Angebotsstruktur ist die, ob hierfür der Auf- 

und Ausbau neuer Angebote notwendig ist oder die Optimierung der Struktur bestehender An-

gebot im Sozialraum. Interessant ist daher die Einordnung der Befragten im Rahmen der Be-

standsanalyse, die lediglich zu 26,5 % anführen, dass die bestehende Angebotsstruktur der 

Kinder- und Jugendhilfe unzureichend sei und es daher die Entwicklung neuer Angebote 

bräuchte. Daran anknüpfend zeigen die vorgestellten Ergebnisse, dass Leistungserbringer, die 

ihren Schwerpunkt im Bereich erzieherischer Hilfen verorten, zentrale zugänglichkeitsför-

dernde Aspekte umsetzen und aktiv die sozialräumliche Infrastruktur mitgestalten. Es zeichnet 

sich also ab, dass bereits zentrale Elemente für eine niedrigschwellige, präventive und sozial-

raumorientierte Angebotsstruktur vorhanden sind. Entscheidend für eine erfolgreiche Imple-

mentierung funktionaler sozialräumlicher Unterstützungsnetzwerke wird sein, wie diese Ele-

mente so arrangiert und koordiniert werden, dass sie den gesetzlichen Anforderungen und 

den lokalen Bedarfen entsprechen. Hier werden hinsichtlich der Hilfen zur Erziehung im Refe-

rentenentwurf zum KJSG (BMFSFJ 2020b) die Jugendhilfeplanung in der Steuerungs- und die 

Erziehungsberatungsstellen in der Umsetzungsverantwortung gesehen. In diesem Sinne wird 

es für die Anbieter ambulanter und auch stationärer sozialräumlich ausgerichteter 



6 

 

Hilfeleistungen von zentraler Bedeutung sein, eine gelingende Zusammenarbeit mit diesen 

zentralen Akteuren zu etablieren, um eine Verantwortungsgemeinschaft für junge Menschen 

und Familien im Sozialraum zu bilden. Dazu erscheint es sinnvoll auch die Forderung nach ei-

nem stärkeren Milieu- und Lebensweltbezug von jungen Menschen in der Heimerziehung 

(BMFSFJ, 2020a) in den Sozialraumdiskurs und die zu schaffenden Verantwortungsgemein-

schaften zu integrieren. 
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